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[bookmark: Textbeginn][bookmark: _Toc245127373]Auftragsgegenstand
Die Universitätsmedizin der Johannes-Gutenberg-Universität Mainz KöR (im folgenden „Auftraggeberin“ oder „UM Mainz“) beabsichtigt, einen Auftrag über die Beschaffung eines Recovery Retainers gemäß den beiliegenden Unterlagen zu vergeben. Eine genaue Beschreibung der erforderlichen Leistungsmerkmale ist der Leistungsbeschreibung und den Anlagen zu entnehmen. Die Vertragslaufzeit beträgt drei Jahre. Der Vertrag verlängert sich maximal zweimal automatisch um jeweils ein Jahr, wenn die Auftraggeberin nicht mit einer Vorlaufzeit von drei Monaten zum Vertragsjahresende kündigt. 
[bookmark: _Toc245127374]Lose
Lose i.S.v. § 97 Abs. 4 Satz 2 GWB werden nicht gebildet.
[bookmark: _Toc245127375]Vergabeart
Das Vergabeverfahren wird als Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb nach den §§ 97 ff. GWB, 14 Abs. 3 Nr. 3 i.V.m. § 17 VgV geführt.
[bookmark: _Toc245127376]Verfahrensfristen
Für den weiteren Ablauf des Verhandlungsverfahrens ist der folgende Zeitplan maßgebend:
	Rückfragen zu den Vergabeunterlagen bis:
	03.12.2026

	Teilnahmefrist:
	10.12.2026, 12:00 Uhr

	Auswahl der Bewerber und Versand der Aufforderung zur Abgabe von Erstangeboten:
	22.12.2026

	Ende Angebotsfrist Erstangebote:
	22.01.2027

	Auswertung Erstangebote:
	KW 04 – 06 2027

	Verhandlungen mit den Bietern:
	KW 07 – 08 2027

	Aufforderung zur Abgabe des verbindlichen Angebots (BAFO):
	KW 09 2027

	Ende Angebotsfrist BAFO:
	KW 11 2027

	Auswertung BAFO:
	KW 11-13 2027

	Information nach § 134 Abs. 1 GWB:
	KW 14-15 2027

	Zuschlagserteilung:
	KW 15 2027

	Bindefrist:
	09.05.2027



Die UM Mainz behält sich vor, in sachlich gerechtfertigten Fällen von dem o. g. Zeitplan abzuweichen. Die Bewerber/Bieter werden über zeitliche Veränderungen in Kenntnis gesetzt.
[bookmark: _Toc240558958][bookmark: _Toc245127377]Vergabeunterlagen / Vertragsbedingungen
Neben diesen Verfahrensbedingungen werden den interessierten Unternehmen die in der Anlage 1-1 GBE-2026-0527 „Anlagenverzeichnis“ aufgeführten Vergabeunterlagen zur Verfügung gestellt.
Die Allgemeinen Geschäfts-, Liefer- oder Vertragsbedingungen des Bieters werden nicht akzeptiert.  
Es gelten der Vertrag (Anlage 4-0) einschließlich der dort in § 2 genannten Vertragsbestandteile in der dort festgelegten Rangfolge, insbesondere der   Besonderen Vertragsbedingungen nach dem Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz und alle sonstigen Vorgaben der Vergabeunterlagen der UM Mainz.
Mit dem Zuschlagsschreiben gilt der Vertrag als geschlossen. Alle Unterlagen der Auftraggeberin und die geforderten Unterlagen des Auftragnehmers bilden gemeinsam den Vertrag. Bei Widersprüchen zwischen den Unterlagen der Auftraggeberin und des Auftragnehmers gelten die Unterlagen der Auftraggeberin vorrangig.
Unterlagen, die von der Auftraggeberin nach Angebotsabgabe verlangt werden, sind zu dem von der Auftraggeberin bestimmten Zeitpunkt einzureichen und werden ebenfalls zu Vertragsunterlagen. (u. a. Arbeitschutzvereinbarung, Erklärung über Vertraulichkeit und Verschwiegenheit).
[bookmark: _Toc240558960][bookmark: _Toc245127378]Teilnahmeantrag
[bookmark: _Toc245127379]Form des Teilnahmeantrags
Für den Teilnahmeantrag sind die zur Verfügung gestellten Dokumente einschließlich des Formblatts „Teilnahmeantrag“ zu verwenden. Reicht der in den Vordrucken vorgesehene Platz nicht aus, dürfen separate Blätter als Anlagen beigefügt werden.
Der Teilnahmeantrag ist in deutscher Sprache abzufassen. Alle Gespräche sowie der Schriftverkehr im Zusammenhang mit dem Vergabeverfahren und der Leistungsausführung werden in deutscher Sprache geführt.
Der Teilnahmeantrag ist in Textform nach § 126b BGB elektronisch über die Vergabeplattform abzugeben. Hierzu genügt, dass die natürliche Person benannt wird, die die Erklärung abgibt. Diese Voraussetzung wird durch die ordnungsgemäße Nutzung der Vergabeplattform DTVP Deutsches Vergabeportal GmbH unter www.dtvp.de („Vergabeplattform“) erfüllt. Somit müssen der Teilnahmeantrag und / oder einzelne Dokumente nicht unterschrieben und / oder mit einem Firmenstempel versehen werden. Dies gilt nicht für den Fall, dass Dokumente von Dritten auszufüllen bzw. zu unterschreiben sind.
Erklärungen Dritter im Teilnahmeantrag sind unterschrieben dem Teilnahmeantrag beizufügen. Hierzu können folgende Möglichkeiten genutzt werden:
1.	Datei der unterschriebenen und eingescannten Dritterklärung oder
2.	Datei der unterschriebenen und abfotografierten Dritterklärung.
[bookmark: _Toc245127380]Unterlagen des Teilnahmeantrags
Der Teilnahmeantrag muss zumindest aus den folgenden Unterlagen bestehen:
· Vorstellung des Bewerbers mittels eigener Unterlage
· Eigenerklärung zu Ausschlussgründen und Eigenerklärung Russlandsanktionen;
· Ausgefüllte Excel „Eignungs- und Auswahlkriterien“ sowie die dort genannten Nachweise;
· Erklärungen zur Eignungsleihe und zu Unterauftragnehmern gemäß §§ 36, 47 VgV.
[bookmark: _Toc240558964][bookmark: _Toc240558965][bookmark: _Toc240558966][bookmark: _Toc240558967][bookmark: _Toc245127381]Unklarheiten und Fragen bei der Erstellung des Teilnahmeantrages
Sollten sich bei der Erstellung des Teilnahmeantrags Rückfragen ergeben, so sind diese über die Vergabeplattform an die Auftraggeberin zu richten.
Enthalten die Vergabeunterlagen nach Auffassung der Bewerber Unklarheiten, so haben die Bewerber ebenfalls Rückfragen an die Auftraggeberin zur Klärung dieser Punkte zu stellen. 
Antworten auf die Auskunftsersuchen werden gemäß den vergaberechtlichen Erfordernissen allen Bewerbern in neutralisierter Form über die Vergabeplattform zugeleitet.
Rückfragen können spätestens 7 Tage vor Abgabe der Teilnahmeanträge an die Auftraggeberin gerichtet werden, damit die Auftraggeberin ausreichend Zeit hat, die Fragen vor Abgabe der Teilnahmeanträge zu beantworten. Telefonische Auskünfte werden nicht erteilt.
Ausschließlicher Kontaktpartner der Bewerber für Fragen zum Vergabeverfahren und Auftragsinhalt ist die Auftraggeberin. Eine Kontaktaufnahme mit Mitarbeitern der UM Mainz ist unzulässig. Etwaig getroffene Absprachen und/oder erteilte Auskünfte gelten nicht für das Vergabeverfahren und dürfen nicht zur Grundlage des Teilnahmeantrags gemacht werden.
[bookmark: _Toc245127382]Einreichen des Teilnahmeantrags
Die Bewerber erstellen auf Grundlage der Vergabeunterlagen und unter Berücksichtigung der möglichen Antworten der Auftraggeberin auf Bewerberfragen einen Teilnahmeantrag, den sie innerhalb der genannten Frist elektronisch über die Vergabeplattform (siehe hierzu Ziffer 4. Verfahrensfristen) einreichen.
Bei der elektronischen Abgabe ist es wichtig, dass der Teilnahmeantrag nicht über die Funktion „Kommunikation“ eingereicht wird. Vielmehr ist für die Abgabe die Funktion „Teilnahmeantrag“ zu verwenden.
Eine Abgabe der Teilnahmeanträge per E-Mail oder Fax ist ausgeschlossen. Nachträgliche Berichtigungen oder Änderungen des Teilnahmeantrags sind nur bis zum Ablauf der Abgabefrist zulässig.
[bookmark: _Toc245127383]Prüfung und Wertung der Teilnahmeanträge
Die Teilnahmeanträge, die form- und fristgerecht eingegangen sind, werden auf die Erfüllung der bekannt gegebenen Eignungs- und Mindestanforderungen geprüft.
Die Auftraggeberin prüft insbesondere die Einhaltung der Mindestanforderungen an die Eignung, die Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung, das Nichtvorliegen von Ausschlussgründen, die wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit sowie die technische und berufliche Leistungsfähigkeit und gegebenenfalls Drittunternehmen, auf deren Fähigkeiten sich der Bewerber beruft.
Ein Bewerber, der nach dem Ergebnis dieser Prüfung als nicht geeignet angesehen wird oder die Mindestanforderungen an die Eignung nicht erfüllt, ist nicht weiter teilnahmeberechtigt und wird vom weiteren Verfahren ausgeschlossen. In den Fällen des § 56 Abs. 2 und 3 VgV behält sich die Auftraggeberin vor, fehlende, unvollständige oder gegebenenfalls fehlerhafte Unterlagen nachzufordern.
Sofern Teilnahmeanträge von mehr als drei geeigneten Bewerbern eingehen, werden die gemäß Excel „Eignungs- und Auswahlkriterien“ einzureichenden Unterlagen dieser Bewerber gewertet, um eine Rangfolge zu ermitteln. Die maximal zu erreichende Punktzahl beträgt 40 Punkte.
Die Teilnahmeanträge der geeigneten Bewerber werden entsprechend der erreichten Punktzahl in eine Rangfolge gebracht. Es werden mindestens drei bis maximal fünf Bewerber mit der höchsten erreichten Gesamtpunktzahl zur Abgabe eines Erstangebots aufgefordert.
Bei Punktegleichheit und wenn es der Auftraggeberin objektiv nachvollziehbar nicht möglich ist, den Bewerberkreis anhand der festgelegten Kriterien auf das vorgesehene Maß zu begrenzen, wird die Auswahl unter den verbleibenden Bewerbern durch Losentscheid gemäß § 75 Abs. 6 VgV analog getroffen.
[bookmark: _Toc245127384]Erstangebot
1. [bookmark: _Toc245127385]Aufforderung zur Abgabe der Erstangebote
Die drei bis maximal fünf bestplatzierten Bewerber werden auf Grundlage der Vergabeunterlagen zur Abgabe eines Erstangebots aufgefordert.
Nicht berücksichtigte Bewerber werden über die Vergabeplattform über ihr Ausscheiden informiert.
1. [bookmark: _Toc245127386]Unklarheiten und Fragen 
Hier gelten die Darstellungen zum Teilnahmeantrag gemäß Ziffer 7 entsprechend.
1. [bookmark: _Toc245127387]Form des Erstangebotes
Für die Form der Erstangebote gelten die Darstellungen zum Teilnahmeantrag gemäß Ziffer 6.a entsprechend.
[bookmark: _Toc245127388]Inhalt des Erstangebots
Die Bieter erstellen auf Grundlage der Vergabeunterlagen und unter Berücksichtigung der möglichen Antworten der UM Mainz auf Bieterfragen ein Erstangebot und reichen innerhalb der in Ziffer 4. genannten Frist ein.
Das Erstangebot muss zumindest aus den im Dokument GBE-2026-0527 1-1 „Anlagenverzeichnis“ angegeben Unterlagen bestehen. Den Bietern wird mit der Aufforderung zur Abgabe eines Erstangebotes ein für das Erstangebot angepasstes Anlagenverzeichnis zur Verfügung gestellt. 
Darüber hinaus sind mit dem Erstangebot die folgenden Unterlagen einzureichen:
· Konzept zur Zusammenarbeit und Beistellleistungen (max. sechs DIN-A4-Seiten, Schriftgröße 11, Schriftart Arial, Zeilenabstand 1,5, Seitenränder 2,54 cm);
· Onboardingkonzept (max. sechs DIN-A4-Seiten, Schriftgröße 11, Schriftart Arial, Zeilenabstand 1,5, Seitenränder 2,54 cm);
· Ablaufbeschreibungskonzept im Falle eines Wiederherstellungsvorfalls (max. acht DIN-A4-Seiten, Schriftgröße 11, Schriftart Arial, Zeilenabstand 1,5, Seitenränder 2,54 cm);
· Personalkonzept (max. sechs DIN-A4-Seiten, Schriftgröße 11, Schriftart Arial, Zeilenabstand 1,5, Seitenränder 2,54 cm).
Das Preisblatt enthält ein fiktives Mengengerüst. Ein Inklusivkontingent ist nicht vorgesehen; eine Mindestabrufmenge besteht nicht. Die Bieter werden gebeten, dem Erstangebot zu informatorischen Zwecken eine Kalkulation zu den im Preisblatt angegebenen Preise beizufügen. 
Reisekosten werden nach den Bestimmungen der Anlage 4-6 – Bestimmungen Preise und Konditionen nicht gesondert vergütet.
[bookmark: _Toc240558976][bookmark: _Toc240558977][bookmark: _Toc240558978][bookmark: _Toc240558979][bookmark: _Toc245127389]Nebenangebote
Nebenangebote werden nicht zugelassen.
[bookmark: _Toc245127390]Gültigkeit der Erstangebote 
Die Bieter binden sich an das von ihnen eingereichte Erstangebot bis zum Ende der vorgegebenen Bindefrist (siehe Punkt: 04 Verfahrensfristen).
Nachträgliche Berichtigungen oder Änderungen des Angebots sind nur bis zum Ablauf der Angebotsfrist zulässig.
[bookmark: _Toc240558982][bookmark: _Toc129698220][bookmark: _Toc245127391]Bietergemeinschaften/Unteraufträge
Angebote von Bietergemeinschaften, deren sämtliche Mitglieder mit Namen und Anschrift zu benennen sind, finden nur Berücksichtigung, wenn
· im Angebot ein Mitglied als bevollmächtigter Vertreter für die Abgabe von Erklärungen in Rahmen dieses Verfahrens sowie für den Abschluss und die Durchführung des Vertrages benannt ist,
· sich die Mitglieder der Bietergemeinschaft für alle im Zusammenhang mit dem Vertrag entstehenden Verbindlichkeiten zur gesamtschuldnerischen Haftung verpflichten und
· und diese Punkte durch eine von allen Mitgliedern der Bietergemeinschaft unter Nennung des Firmennamens und der Rechtsform sowie der Person des Erklärenden in einer gesonderten Erklärung bestätigt werden (siehe Erklärung der Bietergemeinschaft).
Für das Angebotsschreiben gilt die Textform. In diesem Zusammenhang sind alle an dieser Bietergemeinschaft beteiligte Firmen und die für die einzelnen Firmen handelnde Person zwingend zu benennen. (siehe Erklärung der Bietergemeingemeinschaft).
Sollte ein Bieter ein Angebot, sowohl als Mitglied einer Bietergemeinschaft als auch als Einzelbieter abgeben, so hat er bereits mit Abgabe des Angebots nachvollziehbar darzulegen, warum hierdurch nicht gegen den vergaberechtlichen Grundsatz des Geheimwettbewerbs verstoßen wird. Erfolgt ein solcher Nachweis nicht oder nicht in qualifizierter, nachvollziehbarer Art und Weise, so werden die Angebote des betreffenden Bieters und das der Bietergemeinschaft ausgeschlossen, da dies als eine unzulässige wettbewerbsbeschränkende Abrede zu werten ist. (§ 124 Abs. 1 Nr. 4 GWB).
[bookmark: _Toc129698221][bookmark: _Toc245127392]Wettbewerbsbeschränkende Absprachen
Angebote von Bietern, die sich im Zusammenhang mit diesem Verfahren an einer wettbewerbsbeschränkenden Absprache beteiligen, werden ausgeschlossen. Zu den wettbewerbsbeschränkenden Absprachen zählen insbesondere Verabredungen oder Empfehlungen über die Abgabe oder Nichtabgabe von Angeboten, die zu fordernden Preise und sonstige Preis- und Vertragsbestandteile, soweit sie unmittelbar oder mittelbar den Preis beeinflussen.
[bookmark: _Toc240558985][bookmark: _Toc245127393]Prüfung der Erstangebote
Die eingegangenen Erstangebote werden unter den folgenden Voraussetzungen zwingend ausgeschlossen:
· Erstangebote, die nicht form- und / oder fristgerecht eingegangen sind;
· Erstangebote von Bietern, die in Bezug auf die Vergabe eine unzulässige wettbewerbsbeschränkende Abrede getroffen haben. Dies gilt insbesondere für wettbewerbswidrige Verhandlungen und Verabredungen mit anderen Bietern über die Abgabe oder Nichtabgabe von Angeboten und die zu fordernden Preise;
· außerdem werden Nebenangebote ausgeschlossen.
Sollten Erstangebote unvollständig sein, behält sich die Auftraggeberin vor, die fehlenden Teile entsprechend § 56 VgV nachzufordern, sofern das Erstangebot nicht bereits aus einem der o. g. Gründe auszuschließen ist. Kommt der Bieter dieser Aufforderung nicht oder nicht fristgerecht oder nur unvollständig nach, so führt dies zunächst nicht zu einem zwingenden Ausschluss des Erstangebots.
[bookmark: _Toc240558987][bookmark: _Toc240558988][bookmark: _Toc240558989][bookmark: _Toc240558990][bookmark: _Toc240558991][bookmark: _Toc240558992][bookmark: _Toc245127394]Verhandlungen
Nach der ersten Prüfung und Auswertung wird die Auftraggeberin mit den Bietern über ihre Erstangebote verhandeln. Gegenstand der Verhandlungsrunde wird unter anderem die Klärung von Nachfragen sein. Ebenso wird die Auftraggeberin prüfen, ob auch Änderungsvorschläge der Bieter verhandelt werden sollen.
Die Verhandlungen finden voraussichtlich virtuell via MS Teams statt. Die Bieter werden rechtzeitig über das genaue Datum und die Uhrzeit informiert. An den Bietergesprächen sollen die zur angebotenen Leistung auskunftsfähigen Personen teilnehmen.
Die Auftraggeberin behält sich vor, von dem in dieser Unterlage dargestellten Zeitplan abzuweichen und weitere Verhandlungsrunden durchzuführen. Sie behält sich ferner vor, je nach Verlauf der Verhandlungen nicht mehr mit allen beteiligten Bietern Verhandlungen zu führen. Auf Grundlage der Verhandlungsergebnisse kann die Auftraggeberin die Vergabeunterlagen überarbeiten und die Bieter zur Angebotsüberarbeitung auffordern.
[bookmark: _Toc245127395]Abgabe verbindlicher Angebote
Für die Angebotswertung wird die Auftraggeberin die Bieter dazu auffordern, verbindliche Angebote (BAFO) abzugeben.
[bookmark: _Toc245127396]Angebotswertung
Die Auftraggeberin wird die Anforderungen an die BAFOs im Verlauf des Verhandlungsverfahrens näher konkretisieren. Die BAFOs werden gemäß §§ 56 ff. VgV geprüft und bewertet.
Die Angebotswertung erfolgt anhand der den Vergabeunterlagen beigefügten Bewertungsmatrix. Der Zuschlag erfolgt auf das wirtschaftlichste Angebot gemäß § 127 Abs. 1 GWB i. V. m. § 58 Abs. 1 VgV.
Die Ermittlung des wirtschaftlichsten Angebots erfolgt nach der folgenden Formel: 

Z = L × 0,6 + P × 0,4.

Das Angebot mit der größten Kennzahl Z ist das wirtschaftlichste Angebot. Insgesamt kann die Kennzahl Z maximal 1.000 Punkte erreichen.
Kennzahl L
Die Kennzahl L wird anhand der in der Bewertungsmatrix aufgeführten Bewertungskriterien berechnet. Insgesamt können maximal 190 Leistungspunkte gemäß Bewertungsmatrix erreicht werden. Die erreichten Leistungspunkte fließen zu 60 % in Z ein. Für die Ermittlung der Kennzahl L werden die erreichten Leistungspunkte auf eine Skala von 0 bis 1.000 normiert (L = erreichte Leistungspunkte / 190 × 1.000).
Zur Bewertung der Qualität reichen die Bieter mit ihrem Angebot die genannten Konzepte für die jeweils auftragsgegenständliche Leistung ein. Die Bewertung der Konzepte erfolgt anhand der in der Bewertungsmatrix (Anlage 3-15) festgelegten Kriterien. Bei Überschreitung der vorgegebenen Seitenzahl werden ausschließlich die Inhalte innerhalb des zulässigen Seitenumfangs bewertet. Die Konzepte müssen auf die in der Bewertungsmatrix genannten Kriterien eingehen.
Kennzahl P
Im Rahmen der preislichen Wertung können maximal 1.000 Punkte erreicht werden. 1.000 Punkte erhält das Angebot mit dem niedrigsten Wertungspreis. Ein Angebot, dessen Wertungspreis mindestens zwei (2) mal so hoch ist wie der Wertungspreis des günstigsten Angebots, erhält keine Punkte. 
Grundlage der Punktevergabe ist der im Preisblatt definierte Wertungspreis. Die Gewichtung der Preiskomponenten ist im Preisblatt erläutert. Er wird im Preisblatt (Anlage 3-1, Zelle E14) automatisch berechnet.
Die Punktebewertung für die zwischen den Wertungen liegenden Wertungspreise erfolgt über eine lineare Interpolation.
Für die Berechnung wird folgende Formel zugrunde gelegt: 

P= ((Günstigster Wertungspreis × 2 – Eigener Wertungspreis) / Günstigster Wertungspreis) × 1.000

Der Wert P fließt zu 40 % in Z ein.
Auf Grundlage der Angebotswertung wird die Auftraggeberin an die unterlegenen Bieter Informationen gemäß § 134 GWB unter Einhaltung der vorgesehenen Wartefrist versenden.
[bookmark: _Toc245127397]Aufwandsentschädigung
Die den Bewerbern/Bietern entstandenen Kosten für die Erstellung der Teilnahmeanträge/Angebote werden von der Auftraggeberin nicht erstattet.
[bookmark: _Toc245127398]Kennzeichen von Geheimnissen 
Der Bieter wird aufgefordert, die Teile seines Angebots, die ein Fabrikations-, Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis beinhalten, auf jeder betreffenden Seite deutlich zu kennzeichnen. Geschieht dies nicht, kann die Vergabekammer im Falle eines Nachprüfungsverfahrens von seiner Zustimmung auf Einsicht durch andere Verfahrensbeteiligte ausgehen (vgl. § 165 Abs. 3 Satz 2 GWB).
[bookmark: _Toc245127399]Datenschutzrechtliche Vorgaben in der UM Mainz im Bereich der Vergabe von öffentlichen Aufträgen
Die Informationen zur Umsetzung finden Sie auf unserer Webseite unter folgendem Pfad
(Ärzte & Partner / Informationen für Geschäftspartner /Servicecenter Einkauf / zu beachtende Dokumente) https://www.unimedizin-mainz.de/einkauf/zu-beachtende-dokumente.html.
[bookmark: _Toc240558999][bookmark: _Toc245127400]Russland Sanktionen (Sanktions-VO)
Mit der am 8. April 2022 im EU-Amtsblatt veröffentlichten Verordnung (EU) 2022/576 des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 über restriktive Maßnahmen angesichts der Handlungen Russlands, die die Lage in der Ukraine destabilisieren, wurden seit Ausbruch des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine Sanktionen erlassen, die die Vergabe und die Ausführung öffentlicher Aufträge und Konzessionen ab Erreichen der EU-Schwellenwerte nach § 106 GWB unmittelbar und ohne weitere nationale Umsetzungsrechtsakte betreffen.
Gegenstand der Sanktionen ist ein nach Artikel 5k der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in ihrer jeweils aktuellen, durch nachfolgende EU-Sanktionspakete konsolidierten Fassung geltendes Zuschlagsverbot für Vergabeverfahren. Dieses greift, soweit Personen oder Unternehmen, die einen Bezug zu Russland im Sinne der Vorschrift aufweisen, unmittelbar als Bewerber, Bieter oder Auftragnehmer auftreten oder mittelbar mit mehr als 10 % gemessen am Auftragswert als Unterauftragnehmer, Lieferanten oder im Zusammenhang mit der Erbringung des Eignungsnachweises an dem Auftrag beteiligt sind. Zudem sind die hiermit korrespondierenden personenbezogenen Finanzsanktionen nach der Verordnung (EU) Nr. 269/2014 zu beachten.
Zur Sicherstellung der Einhaltung dieser Vorgaben muss jeder Bewerber und jedes Mitglied einer Bewerbergemeinschaft mit Abgabe seines Teilnahmeantrags sowie jeder Bieter und jedes Mitglied einer Bietergemeinschaft mit Abgabe seines Angebots die als Anlage beigefügte, aktuell gültige Eigenerklärung zu den Russland-Sanktionen ausgefüllt einreichen. Mit elektronischer Einreichung über die Vergabeplattform gilt das Formular als unterschrieben.
[bookmark: _Toc245127401]Hinweisgeberschutzgesetz (HinSchG)
Im Rahmen des Gesetzes hat die UM Mainz eine Meldestelle (auf folgendem Pfad der Website der UM Mainz zu finden: Über uns – Unsere Werte – Meldestelle) eingerichtet. Sollten Sie im Rahmen Ihrer (beruflichen) Tätigkeit Informationen über unethisches Verhalten in unserem Unternehmen oder in unserer Liefer- und Wertschöpfungskette erlangt haben, können Sie diese Vorfälle über das Meldesystem an die Mitarbeitenden der Rechtsanwaltsgesellschaft Eagle LSP kommunizieren. Diese stehen Ihnen als externe und unabhängige Ansprechpartner bei der Klärung eines Verdachts auf rechtswidriges Verhalten beratend und unterstützend zur Seite. Ihr Anliegen wird unter dem Gebot der Vertraulichkeit und unter Einhaltung aller anwendbaren datenschutzrechtlichen Vorgaben bearbeitet.
[bookmark: _Toc240559002][bookmark: _Toc240559003][bookmark: _Toc240559004]Rügepflicht
Auf die Rügepflicht des § 160 Abs. 3 GWB wird hingewiesen. Hiernach ist ein Nachprüfungsantrag bei der zuständigen Vergabekammer zulässig, soweit
· der Antragsteller den geltend gemachten Verstoß gegen Vergabevorschriften vor Einreichen des Nachprüfungsantrags erkannt und gegenüber der Auftraggeberin innerhalb einer Frist von zehn Kalendertagen gerügt hat; der Ablauf der Frist nach § 134 Absatz 2 GWB bleibt unberührt,
· Verstöße gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der Bekanntmachung erkennbar sind, spätestens bis zum Ablauf der in der Bekanntmachung benannten Frist zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegenüber der Auftraggeberin gerügt werden,
· Verstöße gegen Vergabevorschriften, die erst in den Vergabeunterlagen erkennbar sind, spätestens bis zum Ablauf der Frist zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegenüber der Auftraggeberin gerügt werden,
· nicht mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der Mitteilung der Auftraggeberin, einer Rüge nicht abhelfen zu wollen, vergangen sind.
[bookmark: _Toc240559006][bookmark: _Toc245127403]Nachprüfungsverfahren
Zuständige Stelle für Nachprüfungsverfahren:
Vergabekammer Rheinland-Pfalz
beim Ministerium für Wirtschaft, Tourismus, Energie und Klima
Stiftsstraße 9
55116 Mainz
[bookmark: _Toc240559008][bookmark: _Toc245127404]Gender-Erklärung 
Aus Gründen der Lesbarkeit und Übersichtlichkeit sowie in Orientierung an den grundsätzlichen Richtlinien der deutschen Rechtschreibung werden in allen Vergabedokumenten nicht an allen Stellen explizit geschlechtsneutrale Begriffe verwendet. Soweit Begriffe, wie z.B. „der/die Mitarbeiter“ (Sin-gular/Plural) verwendet werden, wird darunter immer der Einbezug aller Geschlechter (m/w/d) ver-standen. 
[bookmark: _Toc245127405]Rechtliche Hinweise zur Verwendung der Unterlagen 
Die hierin enthaltenen Informationen dürfen ausschließlich zum Zwecke der Erstellung von Teilnahmeanträgen und Angeboten im Rahmen dieses Vergabeverfahrens verwendet werden.
Eine Weitergabe dieser Unterlage oder von Teilen an Dritte ist untersagt und bedarf der expliziten schriftlichen Erlaubnis durch die Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz. 
Die Verwendung insbesondere von Firmenlogos, Bildern oder sonstigen Erkennungsmerkmalen, welche auf die UM Mainz verweisen, ist untersagt. Dies bezieht sich insbesondere auch auf die Teilnahmeunterlagen.
Alle Rechte vorbehalten. 
© Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz 2026
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